
Bundeskanzlerin Angela Merkel erläuterte an die-

sem Mittwoch in einer Regierungserklärung vor dem 

Deutschen Bundestag die Beschlüsse des EU-

Gipfels, der weitreichende vertragliche Maßnahmen 

zur Bewältigung der Staatsschuldenkrise in Europa 

beschlossen hatte. Europa ist nach ihrer Einschät-

zung unwiderruflich auf dem Weg zu einer Stabili-

tätsunion. Bis März 2012 soll ein zwischenstaatli-

cher Vertrag ausgearbeitet sein, mit dem die Kon-

struktionsfehler der Wirtschafts- und Währungsuni-

on beseitigt werden, die in die Schuldenkrise geführt 

haben. Merkel beteuerte, dass ihr eine Änderung der 

EU-Verträge lieber gewesen wäre, doch sei dies an 

dem Veto Großbritanniens gescheitert. Mit den Gip-

felbeschlüssen sei „der Weg zu einer Stabilitätsuni-

on noch lange nicht abgeschlossen“, sagte die Kanz-

lerin. Der Weg „wurde eingeschlagen, und wie ich 

glaube, unwiderruflich“, unterstrich Merkel. Dies sei 

noch vor wenigen Monaten undenkbar gewesen. 

„Wir reden nicht mehr nur über eine Fiskalunion, 

sondern wir haben angefangen, sie zu schaffen.“ 

Diese Fiskalunion beruhe auf drei Säulen: der natio-

nalen Eigenverantwortung, der Solidarität der euro-

päischen Partner und der Vorsorge für die Zukunft, 

mit der neues Vertrauen in die Haushaltsdisziplin 

der Euro-Zone geschaffen werde. Zu den Beschlüs-

sen des Gipfels gehören die Einführung von Schul-

denbremsen in den Euro-Mitgliedsländern sowie 

automatische Sanktionen bei der Verletzung der De-

fizit- und Schuldenkriterien.  

Merkel äußerte Bedauern darüber, dass Großbritan-

nien die Beschlüsse des Gipfels nicht mittragen 

wollte. Es stehe aber „außer Zweifel, dass Großbri-

tannien auch in Zukunft ein wichtiger Partner in der 

EU sein wird“ - etwa wenn es um die Wettbewerbs-

fähigkeit der EU, den Binnenmarkt, den Handel und 

den Klimaschutz gehe. Großbritannien habe außer-

dem ein eigenes vitales Interesse daran, dass die Eu-

ro-Zone ihre Schuldenkrise überwinde, sagte die 

Kanzlerin. Der britische Premierminister David Ca-

meron hatte unter anderem im Gegenzug für seine 

Zustimmung zu einer Änderung der EU-Verträge 

verlangt, dass sein Land von den Maßnahmen zur 

Regulierung der Finanzmärkte ausgenommen werde.  

Der CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende Volker Kauder 

kritisierte in der sich anschließenden Aussprache zur 

Regierungserklärung diese Haltung im Bundestag 

scharf. „Die Stabilität des Euro mit noch wilder aus-

ufernden Finanzmärkten zu erkaufen, wäre so, als 

hätte man den Bock zum Gärtner gemacht“, sagte er. 

Nun wäre es notwendig, den Briten zu sagen: „Ihr 

habt eine Verantwortung für Europa, also berappelt 

Euch und macht mit.“ Kauder erinnerte daran, dass 

es bei der Euro-Rettung um die Zukunftschancen 

von Hunderten Millionen Menschen in Europa gehe. 

Merkel betonte, dass die Staatsschuldenkrise nicht 

über Nacht zu lösen sei. Den einen Befreiungsschlag 

gebe es nicht.  

In diesem Zusammenhang zeigte sie sich froh, dass 

der Gipfel auch nicht die Einführung von Euro-

Bonds beschlossen hat, die eine gesamtschuldneri-

sche Haftung der Euro-Mitgliedstaaten bedeuten 

würde. Dies wäre eine schnelle Lösung, die aber 

nicht an die Wurzel des Problems gehe, betonte sie 

an die Adresse der Opposition gerichtet. Der haus-

haltspolitische Sprecher der Unionsfraktion und Ab-

geordnete des Wahlkreises Backnang-Schwäbisch 

Gmünd, Norbert Barthle, bezeichnete die Euro-

Bonds als „Schuldensozialismus“. Er zeigte sich 

erleichtert, dass die Euro-Zone nicht zur Transfer-

union verkomme und dass auch die Geldschleusen 

der Europäischen Zentralbank nicht geöffnet worden 

seien. „Dies ist ein Verdienst der Verhandlungsfüh-

rung der Bundesregierung.“  Die Verwirklichung der 

Stabilitätsunion ist laut Merkel ein jahrelanger Pro-

zess, der auch in Zukunft von Rückschlägen beglei-

tet werde. „Wir wollen die Wende zum Guten schaf-

fen“, sagte sie. Jedes EU-Land, das noch nicht Mit-

glied der Euro-Zone sei, könne sich dem neuen Ver-

trag anschließen. So bald wie möglich werde man 

versuchen, diesen zwischenstaatlichen Vertrag in 

europäisches Recht zu überführen.  

Josef Rief, MdB, Platz der Republik 1, 11011 Berlin  

Büro  – 71905   – 76060 
josef.rief@bundestag.de   www.josef-rief.de 

Europa unwiderruflich auf dem Weg zur Stabilitätsunion  
Regierungserklärung zu den Ergebnissen des Europäischen Rates am 8. und 9. Dezember in Brüssel   

Seite 1 

Wahlkreisbüro:  
Braithweg 27, 88400 Biberach 

   

Heimatanschrift: 
Bergwalden 1 

88486 Kirchberg/Iller 

16.12.2011 



Kurznachrichten 

Übergabe in Verantwortung erfolgreich umset-

zen 

An diesem Donnerstag wurde die Fortsetzung der 

Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte am 

Einsatz einer Internationalen Sicherheitsunterstüt-

zungstruppe in Afghanistan (ISAF) in erster Lesung 

beraten. Der Antrag der Bundesregierung sieht dabei 

die Senkung der Mandatsobergrenze von jetzt 5.350 

auf 4.900 Soldatinnen und Soldaten vor. Damit 

nimmt der Abzug der Bundeswehr aus Afghanistan 

konkrete Form an. Je nach Entwicklung der Sicher-

heitslage und des Übergabeprozesses soll die tat-

sächliche Truppenstärke im Verlauf des nächsten 

Jahres weiter auf 4.400 reduziert werden, um 2014 

den Einsatz in seiner bisherigen Form beenden zu 

können. Vor der Beratung des Antrags der Bundes-

regierung unterrichtete Bundesaußenminister Guido 

Westerwelle in der Regierungserklärung 

„Eigenverantwortung und Partnerschaft - Eine neue 

Perspektive für Afghanistan“  über die Ergebnisse 

der internationalen Afghanistan-Konferenz, die in 

der vergangenen Woche auf dem Petersberg bei 

Bonn stattfand. Wie bereits vor zehn Jahren ist es 

gelungen, die wichtigsten Akteure aus Afghanistan 

an einen Tisch zu bringen und das internationale 

Engagement mit den Erwartungen und Zielen der 

Afghanen abzustimmen. Vom Petersberg ging die 

Botschaft aus, dass Afghanistan beim zivilen Aufbau 

auch über 2014 hinaus auf Unterstützung aus 

Deutschland zählen kann. Das deutsche Engagement 

ist mit klaren Erwartungen an die afghanischen Part-

ner verbunden. Der interne Reformprozess in Afgha-

nistan verläuft nach wie vor schleppend. Der christ-

lich-liberalen Koalition ist bewusst, dass der Aufbau 

staatlicher Strukturen keine einfache Aufgabe ist, 

aber die Bundesregierung erwartet hier Fortschritte, 

damit der begonnene Weg der „Übergabe in Verant-

wortung“ weiter verfolgt werden kann. Für die Be-

wertung der Entwicklungen vor Ort ist der jährliche 

Fortschrittsbericht Afghanistan unerlässlich, den die 

Bundesregierung in dieser Woche zum zweiten Mal 

vorgelegt hat. Es war die CDU/CSU-

Bundestagsfraktion, die vor einem Jahr den Anstoß 

zu diesem Bericht gegeben hat. Diese umfassende 

Lageanalyse wird auch für die geplante Reduzierung 

der Zahl unserer Soldaten benötigt. Denn es muss 

klar sein, dass eine verantwortbare Übergabe der 

Sicherheit Vorrang hat vor der Verwirklichung ehr-

geiziger Zeitpläne. Das Engagement der Bundes-

wehr kann nur so weit reduziert werden, wie die Af-

ghanen die Lage in ihrem Land tatsächlich kontrol-

lieren. Die CDU/CSU-Bun­destagsfraktion unter-

stützt die Bundesregierung bei dem Ziel, den Über-

gabeprozess erfolgreich umzusetzen. 

 

Durban – ein großer Erfolg für den Klimaschutz  

In der dritten Regierungserklärung in der letzten Sit-

zungswoche des Deutschen Bundestages in diesem 

Jahr erläuterte Bundesumweltminister Norbert Rött-

gen an diesem Freitag die Ergebnisse der Weltklima-

konferenz im südafrikanischen Durban. Hier wurde 

nach einem wahren Verhandlungsmarathon der Weg 

zu einem rechtsverbindlichen Klimaschutzabkom-

men zwischen allen Staaten dieser Erde – erstmals 

ohne Ausnahme – geebnet: Bis zum Jahr 2015 wird 

ein neues Abkommen verhandelt, das im Jahr 2020 

wirksam werden soll. Auch die USA und China wol-

len verbindliche Ziele zur Minderung des Ausstoßes 

von Treibhausgasen mittragen. Dies gelang durch 

die Hartnäckigkeit der EU, insbesondere Deutsch-

lands, und einem Bündnis zwischen EU und den am 

schwächsten entwickelten Staaten und kleinen Insel-

staaten. Weiterhin soll es einen Aktionsplan für 

mehr Klimaschutz geben, um bis zum Abschluss 

eines rechtsverbindlichen Abkommens die CO2–

Minderungsmaßnahmen der Staaten zu erhöhen. 

Wichtige Fortschritte wurden in Durban zudem bei 

der Einrichtung des „Grünen Klimafonds“ erzielt, 

mit dem die Entwicklungsländer bei der Anpassung 

an die Folgen des Klimawandels unterstützt werden 

sollen. Gerade durch die starke Allianz der EU mit 

den Entwicklungsstaaten konnte ein Scheitern der 

Verhandlungen von Durban abgewendet werden – 

allen Unkenrufen zum Trotz. Deutschland bleibt im 

internationalen Klimaschutz treibende und führende 

Kraft. Kein Land investiert mehr in den Klima-

schutz. Die beschlossene Energiewende und der ra-

sche Umstieg in das Zeitalter der Erneuerbaren 

Energien weisen zudem den Weg in eine weitgehend 

CO2-freie Form des Wirtschaftens. Die damit ver-

bundenen Innovations- und Wachstumschancen sind 

enorm. Klimaschutz ist deshalb auch Wachstumslo-

komotive. Für diese Überzeugung wird die christlich

-liberale Koalition auch im Zuge der weiteren inter-

nationalen Klimaschutzverhandlungen werben. 

 

Zitat: 

«Kabul darf nie wieder die Hauptstadt der Terroris-

ten in der Welt werden.» 

(Außenminister Guido Westerwelle am 15.12. in einer 

Regierungserklärung im Bundestag zur Lage in Afghanis-

tan) 
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In eigener Sache 
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Terminhinweis: 
 

Nächster Sprechtag von Josef Rief:  

30. Januar 2012 von 16.00 - 18.00 Uhr im Wahlkreisbüro in Biberach, Braithweg 27 

05.12.2011 Bundesverdienstkreuz für Gisela 

Eberle und Karl Ehrmann  

Zum Tag des Ehrenamtes überreichte Minister-

präsident Kretschmann in Stuttgart das vom Bun-

despräsidenten Christian Wulff verliehene Bun-

desverdienstkreuz an Gisela Eberle und Karl 

Ehrmann. Gisela Eberle, die frühere Vorsitzende 

der Frauen Union im Kreis Biberach, erhielt die 

Auszeichnung für ihr jahrzehntelanges ehrenamt-

liches Engagement in der Jugendarbeit in ihrer 

früheren Gemeinde Berkheim und in der dortigen 

Kirchengemeinde. Mit der Auszeichnung des 

Reiseunternehmers Karl Ehrmann aus Bad Wur-

zach wird dessen Lebensleistung als Unterneh-

mer und sein herausragendes Engagement im 

Vereinsleben und im sozialen Bereich gewürdigt. 

Josef Rief konnte bei der Feierstunde dabei sein 

und gratulierte den Ordensträgern zu ihrer Aus-

zeichnung. 

Foto 1 (Quelle: Staatsministerium BaWü, v.l.n.r.): 

Josef Rief, Albert Eberle, Gisela Eberle, Winfried 

Kretschmann, Staatssekretär Klaus-Peter Murawski 

Foto 2: Josef Rief mit Herrn und Frau Ehrmann  

Liebe Leserinnen und Leser 

von Berlin aktuell, 

ich wünsche Ihnen ein  

gesegnetes Weihnachtsfest 

und für 2012 viel Glück,  

Gesundheit und alles Gute! 

Ihr 


